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Kleine Anfrage 719 
der Abgeordneten Dr. Daniela Oeynhausen (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Covid-19-Impfgeschädigte, PostVac und Aufarbeitung der Coronapandemie mit Be-
zug zum Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

In ihrer Antwort auf die Mündliche Anfrage 1528 der 7. Legislaturperiode1 führte die Landes-
regierung zu Anträgen auf Versorgung/Entschädigung nach § 60 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) im Zusammenhang mit Impfungen gegen SARS-CoV-2 aus. Hierzu ergibt sich Aktu-
alisierungs- und Nachfragebedarf. 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Bei einer Vervielfachung der Nebenwirkungsmeldungen und der Anträge auf Impfschä-
den (z. B. 417 in Brandenburg bis April 2025, bei nur sieben Anerkennungen) zu den 
neuartigen mRNA- und Vektor-Impfstoffen im Vergleich zu herkömmlichen Impfstoffen: 
Sieht die Landesregierung ein klares Risikosignal für höhere Gefahren durch diese 
experimentellen Stoffe, die unter Druck verabreicht wurden, und plant sie Konsequen-
zen, wie etwa ihren Einsatz für ein Moratorium für Impfungen auf mRNA- und Vektor-
basis oder eine unabhängige Kommission zur Aufklärung? Wenn nein, warum ignoriert 
sie diese Warnsignale und schützt weiterhin Pharmainteressen vor Bürgerinteressen? 

2. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung, wie viele Nebenwirkungen bzw. 
schwere Nebenwirkungen auf wie viele verabreichte Dosen  

a) bei den mRNA/Vektor-Impfstoffen vorkommen? 

b) bei herkömmlichen Lebend- oder Totimpfstoffen vorkommen? 
 

Warum wird die bekannte Untererfassung auf Landesebene nicht korrigiert oder plant 
die Regierung welche Neuerungen, um die Untererfassung wirksam anzugehen? 

3. Welchen regelmäßigen Austausch gibt es mit dem Paul-Ehrlich-Institut (PEI) zu Ne-
benwirkungen im Sinne der Frage 2? Wann und in welchen Abständen erhält die Lan-
desregierung Brandenburg dazu detaillierte und spezifische Berichte? Falls nicht, wa-
rum toleriert sie diese Intransparenz? Wird sie sich auf Bundesebene für eine bidirek-
tionale Meldepflicht einsetzen, inklusive Frist bis Ende 2025? 

 

 
1 Vgl. „Anträge auf Entschädigung aufgrund von Impfschäden nach § 60 IfSG“, in: https://www.parlamentsdokumenta-
tion.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w7/plpr/83-006.pdf (22.03.2023), abgerufen am 12.02.2025. 



Landtag Brandenburg Drucksache 8/1870  

- 2 - 

4. Gesundheitsministerin Müller verspricht Einsatz für PostVac-Patienten, doch bei 417 
Anträgen bis April 2025 wurden nur sieben anerkannt, weil das PEI die Erkrankung 
ignoriert. Wann, wie und in welchen Gesprächen hat das Ministerium für Gesundheit 
und Soziales (MGS) auf Bundesebene bzw. beim PEI bzw. bei welchen anderen Akt-
euren darauf gedrängt, PostVac und weitere Nebenwirkungen anzuerkennen? Hat das 
MGS das Landesamt für Soziales und Versorgung (LASV) angewiesen, Anerkennun-
gen unabhängig vom PEI zu prüfen, und plant es Haftungsklagen gegen Pharmafir-
men? 

5. Wann und wie hat das MGS auf Bundesebene Druck ausgeübt, damit das PEI die 
„SafeVac 2.0“-Daten und Krankenkassenabrechnungsdaten (nach § 13 Absatz 5 IfSG) 
auswertet – trotz bekannter Verzögerungen bis 2025? Wenn nicht, warum schützt es 
die Bürger nicht vor Vertuschung? Hat das Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG)/PEI Termine für die Veröffentlichung angekündigt und falls nein, welche Gründe 
für die Blockade nannte es? Fordert das MGS Zugang zu Rohdaten für unabhängige 
Analysen? 

6. Hält das MGS die Auswertung von „SafeVac 2.0“-Daten und die Abrechnungsdaten 
nach § 13 Absatz 5 IfSG für essenziell, um Transparenz zu Nebenwirkungen der neu-
artigen Impfstoffe zu schaffen – insbesondere angesichts sinkenden Vertrauens durch 
Impfdruck? Wenn ja, warum drängt es nicht stärker? Wenn nein, wie rechtfertigt es die 
Intransparenz? 

7. Nach dem Impfdruck in der Lockdown-Zeit ist das Bürgervertrauen in Impfungen mas-
siv gesunken – warum betreibt das MGS eine Kampagne mit der KVBB, solange das 
PEI die mRNA-Nebenwirkungen (z. B. aus „SafeVac 2.0“) nicht neutral auswertet? 
Plant es, die Kampagne zu stoppen, bis volle Transparenz herrscht? 

8. Wird das MGS in der Kampagne noch explizit über mRNA-/Vektor-Impfstoffe aufklä-
ren, inklusive Risiken und Alternativen zu herkömmlichen Impfstoffen, um skeptische 
Bürger nicht zu täuschen? Wenn nein, warum ignoriert es die Bürgerrechte und Bür-
gerinteressen? 

9. Mit ablaufender Frist für Bußgeldunterlagen aus 2020: Welche konkreten Schritte un-
ternimmt die Landesregierung, um ihr Amnestie-Versprechen umzusetzen, und warum 
verzögert sie dies trotz Bürgerbelastung? Welche Gespräche mit welchen Ergebnissen 
gab es zu einer Amnestie für Corona-Verstöße und bis wann bringt die Regierung ei-
nen Gesetzentwurf ein – spätestens erstes Quartal 2026? 

10. Bei hohem Aufwand: Wie plant die Landesregierung, dass Corona-Bußgelder effizient 
zurückgezahlt werden können, ohne weitere Steuergelder zu verschwenden – z. B. 
durch digitale Automatisierung? 

11. Angesichts der Schwierigkeit, PostVac von LongCovid zu unterscheiden (z. B. per Im-
munmarker in aktuellen Studien): 

a) Was unternahm/unternimmt die Regierung zur Unterstützung der Forschung (z. B. 
Finanzierung von Biomarker-Studien)? 

b) Welche Fortschritte (z. B. Yale- oder RECOVER-Erkenntnisse 2025) sind bekannt? 
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c) Welcher Anteil an LongCovid-Patienten könnten PostVac-Patienten sein und wa-
rum wird das nicht systematisch geprüft? 

12. Welche Maßnahmen ergreift die Regierung, um Impfnebenwirkungsmeldungen für 
Ärzte zu erleichtern (z. B. App-Integration), und welche Erfolge gibt es? Bei wie vielen 
Meldungen von insgesamt wie vielen gemeldeten Impfnebenwirkungen war der 
Impfstatus vollständig ausgefüllt im ersten Halbjahr 2025 versus erstes Halbjahr 2021? 
Bitte in absoluten als auch prozentualen Zahlen darstellen. 

13. Welche Erfolge kann die Landesregierung durch DEMIS bei Impfnebenwirkungen ver-
zeichnen und wie hoch sind die Mittel aus dem „Pakt für den öffentlichen Gesundheits-
dienst“ für diesbezügliche Meldeverbesserungen? Warum tut die Landesregierung 
nicht mehr, um Untererfassung zu bekämpfen? 

14. Wie bewertet die Regierung eine landeseigene Impfkommission nach sächsischem 
Vorbild (SIKO, als einziges Landesmodell)? Welche Vorteile (z. B. Unabhängigkeit 
vom Bund) und Nachteile sieht sie und plant sie eine Einführung für mehr Souveräni-
tät? 

15. Zur aktuellen Impfkampagne der Landesregierung mit der KVBB: Wie stellt die Lan-
desregierung sicher, dass Aussagen zur Verträglichkeit („in der Regel mild und harm-
los“) fachlich korrekt, ausgewogen und nicht irreführend sind, insbesondere im Hinblick 
auf seltene, aber schwere Nebenwirkungen? In welcher Form werden in den Materia-
lien klare Hinweise auf Nebenwirkungsmeldung, ärztliche Abklärung und Anlaufstellen 
(z. B. auf nebenwirkungen.bund.de, bei der Patientenberatung, der Sozialentschädi-
gung oder dem LASV) gegeben? Bitte Belege/Beispiele beifügen. 

16. Nach der neuen Abschlagsregelung, die die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
(KBV) und der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) wegen 
der Neuregelung der Vorhaltepauschale für Hausärzte vereinbart haben, gilt Folgen-
des: „Hausarztpraxen, die weniger als zehn Schutzimpfungen (gemäß der Anlage 1 
der Schutzimpfungsrichtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses2) im Quartal 
durchführen, erhalten einen Abschlag auf die Vorhaltepauschale von 40 Prozent. Hier-
von ausgenommen sind diabetologische Schwerpunktpraxen, HIV-Schwerpunktpra-
xen und Substitutionspraxen (entsprechend der Definition des Bewertungsausschus-
ses im EBM).“ Und weiter: „Durchführung von mindestens 7 % im 1., 2. und 3. Quartal 
des Kalenderjahres bzw. von mindestens 25 % im 4. Quartal des Kalenderjahres an 
Leistungen gemäß der Anlage 1 der Schutzimpfungsrichtlinie des Gemeinsamen Bun-
desausschusses im Verhältnis zu allen Behandlungsfällen gemäß Nr. 10 der Präambel 
3.1“ (nach dem Beschluss des Bewertungsausschusses nach § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB 
V in seiner 792. Sitzung am 19. August 2025 zur Änderung des Einheitlichen Bewer-
tungsmaßstabes (EBM) mit Wirkung zum 1. Januar 20263). 

 

 
2 Vgl. „Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses über Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 SGB V“, in: 
https://www.g-ba.de/downloads/62-492-3856/SI-RL_2025-06-05_iK-2025-07-11.pdf (11.07.2025), abgerufen am 
09.10.2025. 
3 Vgl. „Beschluss des Bewertungsausschusses nach § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB V in seiner 792. Sitzung am 19. August 
2025 zur Änderung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM) mit Wirkung zum 1. Januar 2026“, in: 
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/aerztliche_versorgung/vergue-
tung_und_leistungen/beschluesse_ba_eba_de_eg/792_sitzung_ba/BA_792_hausaerztliche_Vorhaltepauschale.pdf 
(19.08.2025), abgerufen am 09.10.2025. 
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a) Wie viele Hausarztpraxen könnten nach Kenntnis der Landesregierung in Zukunft 
von der Regelung betroffen sein? Bitte für die Einschätzung ggf. ältere Abrech-
nungsdaten einbeziehen. Bitte auch die Versorgungsbereiche der möglicherweise 
betroffenen Praxen nennen. 

b) Wie schätzt die Landesregierung bzw. Behörden in ihrer Aufsicht die Regelung hin-
sichtlich der Berufs- und Therapiefreiheit von niedergelassenen Ärzten ein? 

c) Welche negativen Auswirkungen befürchtet sie auf die Attraktivität einer Niederlas-
sung als Hausarzt aufgrund dieser Regelung? 

17. Welche Kenntnis hat die Landesregierung, wie viele Impfungen eine durchschnittliche 
Hausarztpraxis in einem Quartal (aufgeschlüsselt nach den vier Quartalen im Jahr) 
durchführt? Wenn möglich, auch prozentual angeben, als Summe der (Impf)-Leistun-
gen im Verhältnis zu allen hausärztlichen Behandlungsfällen im Sinne des EBM4. 

 

 

 

 
4 Vgl. ebd. 
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